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ZwEcKVERBANd TOuRISMuSREGION BERcHTES-
GAdEN-KÖNIGSSEE

Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des 
Zweckverbandes Tourismusregion Berchtesgaden-
Königssee

Vom 18. Februar 2016

der Zweckverband Tourismusregion Berchtesgaden-
Königssee erlässt gemäß Art. 44 des Gesetzes über die 
Kommunale Zusammenarbeit folgende Satzung zur Ände-
rung der Verbandssatzung:

§ 1

die Verbandssatzung in der Fassung vom 6. Juli 2004 
(OBABl S. 101), zuletzt geändert durch die Satzung vom 
19. Oktober 2015 (OBABl S. 210), wird wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 2 Buchstabe b) der Verbandssatzung erhält fol-
gende Fassung: „Einrichtungen für den Tourismus schaffen, 
unterhalten und fördern, auch soweit sie der allgemeinen 
daseinsvorsorge dienen;“

§ 2

die Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Berchtesgaden, 18. Februar 2016
Zweckverband Tourismusregion Berchtesgaden-Königssee

Franz Rasp
Verbandsvorsitzender

die vorstehende Satzung wurde der Regierung von Ober-
bayern mit Schreiben des Zweckverbandes vom 29. Fe-
bruar 2016 gemäß Art. 48 Abs. 2 KommZG angezeigt. Sie 
wird hiermit gemäß Art. 48 Abs. 3 Satz 1 KommZG amtlich 
bekannt gemacht.
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REGIERuNG VON OBERBAYERN

Satzung zur Neufassung der Satzung des Zweckver-
bandes Staatliche weiterführende Schulen im Osten 
des Landkreises München 

Vom 26. Februar 2016

der Zweckverband Staatliche weiterführende Schulen 
im Osten des Landkreises München erlässt gemäß  
Art. 44 des Gesetzes über die kommunale Zusammenar-
beit (KommZG) in der Fassung  der Bekanntmachung vom  
20. Juni 1994 (GVBl S. 555, ber. 1995 S. 89), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 22. dezember 2015 (GVBl S. 458) 
folgende Satzung zur Änderung und Neufassung seiner 
Verbandssatzung:

A. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Name und Sitz

(1) der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband 
Staatliche weiterführende Schulen im Osten des Land-
kreises München“.

(2) der Zweckverband hat seinen Sitz in Kirchheim 
b.München.

§ 2
Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder sind

a) die Gemeinden Aschheim, Feldkirchen und Kirchheim 
b. München (Verbandsgemeinden) und

b) der Landkreis München.

(2) weitere Gebietskörperschaften können dem Zweck-
verband beitreten.

§ 3
Aufgabe und wirkungsbereich

(1) der Zweckverband hat die Aufgabe, für das Staatliche 
Gymnasium Kirchheim b. München und die Staatl. Real-
schule Aschheim den Aufwand nach dem jeweils geltenden 
Schulfinanzierungsgesetz zu tragen, soweit dieser nicht 
vom Staat zu übernehmen ist.

(2) der räumliche wirkungsbereich des Zweckverbandes 
ergibt sich aus der Erfüllung seiner Aufgabe nach Abs. 1.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) der Zweckverband verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar nur den in § 3 dieser Satzung festgelegten gemein-

nützigen Zweck. der Zweckverband ist selbstlos tätig und 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Mittel des Zweckverbandes dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. die Verbandsmitglie-
der erhalten keine Gewinnanteile oder sonstige Zuwendun-
gen aus Mitteln des Zweckverbandes.

(3) die Verbandsmitglieder erhalten beim Ausscheiden aus 
dem Zweckverband oder bei der Auflösung des Zweckver-
bandes nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und 
den gemeinen wert ihrer geleisteten Sacheinlagen. 

(4) der Zweckverband darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Verbandszweck fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigen.

(5) Bei Auflösung des Zweckverbandes ist das Vermögen 
für steuerlich begünstigte Zwecke zu verwenden. Ein künf-
tiger Beschluss des Zweckverbandes über die Verwendung 
des Vermögens darf erst nach Einwilligung des Finanzam-
tes ausgeführt werden. 

B. Verfassung und Verwaltung

§ 5
Verbandsorgane

(1) Organe des Zweckverbandes sind

a) die Verbandsversammlung
b) der Verbandsvorsitzende
c) der Verbandsausschuss

§ 6
Zusammensetzung der Verbandsversammlung,
Rechtsstellung der Verbandsräte

(1) In die Verbandsversammlung entsenden die Verbands-
gemeinden je zwei Verbandsräte und der Landkreis Mün-
chen drei Verbandsräte.

(2) Sollte durch Veränderung der Verbandsmitgliederzahl  
(§ 2) der Stimmenanteil des Landkreises München auf 
unter ein drittel der Gesamtstimmenzahl sinken, so ist im 
wege der Satzungsänderung durch Erhöhung der Stim-
menzahl des Landkreises München ein Stimmenanteil des 
Landkreises München von mindestens einem drittel wieder 
herzustellen.  

(3) die Verbandsräte haben je eine Stimme in der Ver-
bandsversammlung. die Stimmen der Verbandsräte des 
Landkreises München können nur einheitlich abgegeben 
werden.  Zu diesem Zweck haben sich die Verbandsräte des 
Landkreises München vor der Abstimmung über die Stimm-
abgabe zu einigen. Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so entscheidet die Mehrheit der anwesenden Verbands-
räte des Landkreises München. Bei Stimmengleichheit 
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entscheidet der Landrat, falls er Verbandsrat und in der 
Sitzung anwesend ist; ist der Landrat nicht Verbandsrat, so 
entscheidet ein vom Landkreis München zu bestimmender 
Verbandsrat.  

(4) der Verbandsvorsitzende, der oder die Stellvertreter 
und die übrigen Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Ihre 
Entschädigung richtet sich nach Art. 30 Abs. 2 KommZG. 
Auslagen werden ersetzt.

§ 7
Einberufung der Verbandsversammlung

(1) die Verbandsversammlung wird vom Verbandsvorsit-
zenden unter Angabe der Tagesordnung, des Ortes und 
der Zeit der Sitzung schriftlich oder elektronisch einberufen. 
die Ladung muss so rechtzeitig erfolgen, dass zwischen 
ihrem Zugang und dem Tag der Sitzung ein Zeitraum von 
mindestens einer woche liegt. In dringenden Fällen kann 
der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf vierundzwanzig 
Stunden abkürzen; die Abkürzung der Frist auf weniger 
als drei Tage ist auf Fälle unabweisbarer Notwendigkeit 
zu beschränken.

(2) die Verbandsversammlung muss mindestens einmal 
jährlich einberufen werden. Sie muss ferner einberufen 
werden, wenn es ein drittel der satzungsmäßigen Ge-
samtzahl der Verbandsräte oder alle Verbandsräte eines 
Verbandmitglieds unter Angabe der Beratungsgegenstände 
beantragen. Ebenso sind auf Antrag von einem drittel der 
satzungsgemäßen Gesamtzahl der Verbandsräte oder von 
allen Verbandsräten eines Verbandsmitglieds bestimmte 
Beratungsgegenstände in die Einladung nach Abs. 1 auf-
zunehmen.

(3) die Aufsichtsbehörde ist vom Verbandsvorsitzenden 
rechtzeitig unter Beifügung der Tagesordnung zu benach-
richtigen. Ihre Vertreter haben das Recht, an der Verbands-
versammlung teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das wort 
zu erteilen.

(4) der für Schulangelegenheiten zuständige Abteilungs- 
und Sachgebietsleiter des Landratsamtes München und 
die Schulleiter werden zu den Sitzungen eingeladen und 
angehört, sofern die Verbandsversammlung nicht für den 
Einzelfall etwas anderes beschließt. 

(5) die Sitzungen der Verbandsversammlung werden vom 
Verbandsvorsitzenden oder – im Falle seiner Verhinderung 
– vom stellvertretenden Verbandsvorsitzenden geleitet. Er 
bestimmt zur Aufnahme der Niederschrift einen Protokoll-
führer, der nicht Mitglied der Verbandsversammlung sein 
muss.

§ 8
Aufgaben der Verbandsversammlung

(1) die Verbandsversammlung hat über die Angelegen-
heiten des Zweckverbandes zu beschließen, soweit nicht 

der Verbandsvorsitzende oder der Verbandsausschuss 
zuständig ist.

der Verbandsversammlung sind insbesondere vorbehalten:

a) die Entscheidung über die Errichtung und wesentliche 
Erweiterungen der den Verbandsaufgaben dienenden 
Einrichtungen und die Erteilung der Planungsaufträge für 
die Errichtung, Erweiterung oder wesentliche Veränderung 
der Schulanlagen,

b) die Beschlussfassung über die Änderung der Verbands-
satzung und die Auflösung des Zweckverbandes sowie die 
Bestellung von Abwicklern,

c) die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung 
oder die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen,

d) die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, über 
die Nachtragshaushaltssatzungen, über Einwendungen 
gegen die Haushaltssatzung und die Nachtragshaushalts-
satzungen sowie die Beschlussfassung über die Aufnahme 
von zusätzlichen Krediten während der  vorläufigen Haus-
haltsführung,

e) die Beschlussfassung über den Finanzplan, 

f) die wahl des oder der stellvertretenden Verbandsvor-
sitzenden aus der Mitte der Verbandsversammlung, die 
Bestellung der Mitglieder des Verbandsausschusses und 
die Festsetzung von Entschädigungen,

g) die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Aus-
schüsse,

h) der Beschluss über den Austritt von Verbandsmitglie-
dern und die Aufnahme neuer Mitglieder,

i) der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Ge-
schäftsordnung für die Verbandsversammlung, 

j) die Feststellung der Jahresrechnung oder des Jahres-
abschlusses und der Entlastung,

k) der Abschluss von Kreditverträgen und ähnlichen 
Rechtsgeschäften,

l) die Vergabe von Bauaufträgen und Leistungen mit 
einem wert von mehr als 250.000 €,

m) die Bestellung und Abberufung eines Geschäftsleiters. 

(2) Beschlüsse nach Abs. 1 Buchst. a bis e, h, und l bedür-
fen einer Mehrheit von drei Vierteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl.
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§ 8a
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

der Verbandsausschuss ist zuständig für

a) die Vergabe von Bauaufträgen und Leistungen mit 
einem wert zwischen 60.000 € und 250.000 € (inkl. ge-
setzlicher Mehrwertsteuer)

b) den Beschluss über eine wiederkehrende, außerschu-
lische Nutzung der Schulanlagen

§ 9
Beschlüsse und wahlen der Verbandsversammlung

(1) die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind 
und die erschienenen stimmberechtigten Verbandsräte 
die Mehrheit der Stimmen haben. wird wegen Beschluss-
unfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der 
Mehrheit der Verbandsräte beruht, eine neue Verbands-
versammlung über denselben Gegenstand innerhalb von 
vier wochen einberufen, so ist die Verbandsversammlung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen be-
schlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen.

(2) Beschlüsse der Verbandsversammlung werden in offe-
ner Abstimmung mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Stimmen gefasst, soweit in dieser Satzung oder durch Ge-
setz nichts anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(3) Für wahlen gilt Art. 33 Abs. 3 KommZG.

(4) Über die Verhandlungen der Verbandsversammlung 
ist eine Ergebnisniederschrift aufzunehmen und vom 
Verbandsvorsitzenden und dem Protokollführer zu unter- 
zeichnen. Abschriften der Niederschrift über die in öffent- 
licher Sitzung gefassten Beschlüsse  sind den Verbands-
mitgliedern, den Verbandsräten und der Aufsichtsbehörde 
zu übersenden.

§ 10
Verbandsvorsitzender 

(1) der Verbandsvorsitzende und höchstens drei Stellver-
treter werden aus der Mitte der Verbandsversammlung 
gewählt. der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche 
Vertreter eines Verbandsmitgliedes sein. 

(2) der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversamm-
lung zu den Sitzungen ein und bereitet ihre Beschlüsse vor. 
Er vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung.

(3) der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständig-
keit die Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung 
dem ersten Bürgermeister zukommen. Er vertritt den 
Zweckverband nach außen.

(4) durch Beschluss der Verbandsversammlung können 
dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des Art. 34  
Abs. 2 KommZG und des § 8 Abs. 1 Satz 2 dieser Satzung 
weitere Angelegenheiten zur selbstständigen Erledigung 
übertragen werden.

(5) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben soll sich der Ver-
bandsvorsitzende eines von der Verbandsversammlung 
zu ernennenden oder einzustellenden Geschäftsleiters und 
weiterer Hilfskräfte bedienen.

§ 10a
Verbandsausschuss

(1) der Verbandsausschuss besteht aus vier Mitgliedern. 
die Verbandsversammlung entsendet jeweils einen Ver-
treter eines Verbandsmitgliedes in den Ausschuss. die 
Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter müssen der 
Verbandsversammlung als Verbandsrat angehören und 
werden durch die Verbandsversammlung ernannt. Über 
den Ausschussvorsitz bestimmt die Verbandsversammlung.

(2) die Bestellung der Ausschussmitglieder gilt für die 
dauer der Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung. die 
Bestellten können nur aus wichtigen Gründen von der 
Verbandsversammlung abberufen werden.

(3) Jedes Ausschussmitglied hat im Ausschuss dieselbe 
Stimmenzahl wie das von ihm vertretene Verbandsmitglied 
in der Verbandsversammlung.

§ 10b
Einberufung des Verbandsausschusses

(1) Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsaus-
schusses gelten die Bestimmungen für die Verbandsver-
sammlung entsprechend.

(2) die Ladungsfrist bestimmt sich nach § 7 Abs. 1 der 
Verbandssatzung.

§ 11
Geschäftsstelle und Geschäftsleiter

(1) der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle. die 
Geschäftsstelle wird vom Verbandsvorsitzenden geleitet, 
solange kein Geschäftsleiter durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung bestellt ist. die Geschäftsstelle unter-
stützt den Verbandsvorsitzenden nach seinen weisungen 
bei den laufenden Verwaltungsgeschäften. der Geschäfts-
leiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung 
beratend teil.

(2) der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befug-
nisse dem Geschäftsleiter zur selbstständigen Erledigung 
übertragen.
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c. wirtschafts- und Haushaltsführung

§ 12
Anzuwendende Vorschriften

Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
oder diese Satzung nichts anderes bestimmen, gelten 
für die wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweck-
verbandes die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft 
entsprechend.
der Zweckverband ist Mitglied beim Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverband.

§ 13
deckung des einmaligen Aufwandes

(1) die jeweilige Schulsitzgemeinde übereignet dem 
Zweckverband das erschlossene Schulgrundstück kos-
tenlos.

(2) Zum einmaligen Aufwand einer Schulanlage zählen die 
Kosten für Neu- und Ersatzneubauten, Erweiterungs- und 
umbaumaßnahmen sowie Generalsanierungen, Aufwen-
dungen für container und Raumanmietungen, die Kosten 
der Erstausstattung und das Schulgrundstück.

(3) Soweit die Gesamtkosten für den einmaligen Aufwand 
nicht durch Zuschüsse, Beihilfen oder freiwillige Leistun-
gen irgendwelcher Art gedeckt werden, sind sie von den 
Verbandsmitgliedern wie folgt aufzubringen:

3.1  der Landkreis München trägt:

3.1.1 30 % der zuweisungsfähigen Baukosten nach den 
Richtlinien für die staatlichen Beihilfen zu kommunalen 
Baumaßnahmen, das gilt für die erstmalige Errichtung einer 
Schule, für Erweiterungsbauten (bauliche Erweiterung der 
Nutzfläche einer bestehenden Schule), Ersatzneubauten 
und Generalsanierungen. das Schulgrundstück muss 
ohne finanzielle Beteiligung des Landkreises eingebracht 
werden.

3.1.2 100 % der tatsächlichen Baukosten für umbaumaß-
nahmen und energetisch begründete Baumaßnahmen 
sowie der erforderlichen Aufwendungen für container und 
Raumanmietungen und der Abbruchkosten.

3.1.3 50 % der Zinsen für Zwischenfinanzierungen, die 
wegen nicht rechtzeitiger Gewährung staatlicher Zuschüs-
se vom Zweckverband aufgenommen werden müssen. 

3.2    die Verbandsgemeinden tragen die übrigen Kosten 
des einmaligen Aufwandes im Sinne des Absatzes 2. 

3.2.1  die Abrechnung über die Kosten erfolgt acht Jah-
re nachdem die Baumaßnahme nach Ziffer 3.1.1 dem 
Schulbetrieb zur Verfügung gestellt wird nach folgendem 
Verteilerschlüssel:
Jede Verbandsgemeinde trägt den Kostenanteil, der sich 
aus dem Verhältnis der Gesamtschülerzahl ihrer Gemeinde 

in den vorangegangenen acht Schuljahren zu der Gesamt-
schülerzahl aller Verbandsgemeinden im selben Zeitraum 
errechnet. Zur Ermittlung der Gesamtschülerzahlen sind die 
jeweils am amtlichen Stichtag (1. Oktober) des laufenden 
Schuljahres vorhandenen Schülerzahlen zu addieren.

3.2.2 die Abrechnung über die Kosten der Baumaßnah-
men nach Ziffer 3.1.2 mit dem Landkreis München erfolgt 
fünf Jahre nach Fertigstellung der Baumaßnahme. Bei 
Baumaßnahmen, die innerhalb eines Haushaltsjahres 
abgeschlossen werden bzw. für den Schulbetrieb zur Ver-
fügung stehen, erfolgt die Abrechnung im darauffolgenden 
Haushaltsjahr. Ziffer 3.2.3 Satz 1, 3 und 4 gelten entspre-
chend.

3.2.3 die Verbandsmitglieder haben im Vorgriff auf ihre 
endgültigen Leistungen nach den Ziffern 3.1 und 3.2 
Abschlagszahlungen zu leisten. die Abschlagszahlungen 
sind der Höhe nach entsprechend dem in Absatz 3 Ziffer 
3.2.1 festgelegten Verteilerschlüssel mit der Maßgabe zu 
bestimmen, dass sich der von den Verbandsgemeinden 
aufzubringende Anteil nach der Schülerzahl zum 1. Oktober 
des Vorjahres richtet. die Abschlagszahlungen werden ent-
sprechend dem Baufortschritt als vorläufige Umlagen in der 
Haushaltssatzung für jedes Jahr festgesetzt. Sie werden mit 
der in Inrechnungstellung durch den Zweckverband fällig.

3.2.4  Ergeben sich nach der Feststellung der tatsächlichen 
Baukosten bei der Abrechnung Über- oder unterzahlungen 
der einzelnen Verbandsmitglieder, so wird ein Zinsausgleich 
in Höhe des Prozentsatzes vorgenommen, der 3 % über 
dem Mittelwert der diskontsätze liegt, die im Gesamtab-
rechnungszeitraum gegolten haben.

3.2.5 Bei Baumaßnahmen nach Ziffer 3.1.1, die innerhalb 
eines Haushaltsjahres abgeschlossen werden bzw. für den 
Schulbetrieb zur Verfügung stehen, erfolgt die Kostenver-
teilung gemäß Ziff. 3.2.3 Satz 2.

3.2.6 die Kostentragung durch den Landkreis München für 
Baumaßnahmen nach Ziffer 3.1.2, deren Kosten 150.000 
€ (brutto) übersteigen, steht unter dem Vorbehalt, dass der 
Landkreis München (Ausschuss für Bauen und Schulen) 
der Maßnahme vorab zustimmt.

§ 14
deckung des laufenden Sachbedarfs

(1) der laufende Sachbedarf umfasst den Aufwand für die 
Bewirtschaftung und den unterhalt der Schulanlage – auch 
der Einheiten, die nicht schulaufsichtlich genehmigt sind, 
aber der Schule zur Nutzung überlassen werden ‒, die Er-
satzbeschaffungen und die Ergänzung der Erstausstattung 
und deren Instandhaltung, den Aufwand für das Hausper-
sonal sowie die übrigen regelmäßig wiederkehrenden Auf-
wendungen, die bei staatlichen weiterführenden Schulen 
nach den Bestimmungen des Schulfinanzierungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung vom Schulaufwandsträger 
erbracht werden müssen. Ferner zählen hierzu der not-
wendige Verwaltungsaufwand und die von den Verbands-
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mitgliedern beschlossenen Aufwendungen außerhalb des 
Schulfinanzierungsgesetzes (sog. freiwillige Leistungen).

die Kosten für die Ergänzung der Erstausstattung werden 
erstmals nach fünf Jahren, nachdem die erste Abschluss-
klasse die Schule verlassen hat, übernommen; bei Erwei-
terungs- und Ersatzneubauten erstmals nach zehn Jahren, 
nachdem der Erweiterungs- bzw. Ersatzneubau in Betrieb 
genommen wurde.

Zum laufenden Sachbedarf im Sinne dieser Satzung zählt 
ferner der notwendige Verwaltungsaufwand (sämtlicher 
Personal- und Sachaufwand der Verbandssitzgemeinde, 
Honorarkosten für die externe unterstützung im Rahmen 
des Bauunterhalts) des Zweckverbandes, der mit einer 
jährlichen Pauschale abgegolten wird.

(2) die Verwaltungspauschale wird auf 75.000 Euro je 
Schule im Jahr 2016 festgesetzt. die Pauschale wird jähr-
lich mit einem Steigerungssatz von 2 % fortgeschrieben. 
das Ergebnis ist kaufmännisch auf die nächsten vollen 
hundert Euro aufzurunden.

(3) der durch Einnahmen (beispielsweise Gastschulbei-
träge, Zuschüsse und Spenden dritter) nicht gedeckte 
laufende Bedarf wird vom Landkreis München getragen.

§ 15
Haushaltssatzung

der Verbandsvorsitzende gibt den Entwurf der Haushalts-
satzung rechtzeitig, jedoch mindestens einen Monat vor 
dem Beschluss über die Haushaltssatzung, den Verbands-
mitgliedern bekannt.

§ 16
Jahresrechnung und Prüfung

(1) der Verbandsvorsitzende legt die Rechnung der Ver-
bandsversammlung vor, die sie überprüft (örtliche Rech-
nungsprüfung) und dann feststellt. die Prüfung kann auf 
Beschluss der Verbandsversammlung ein aus ihrer Mitte 
zu bestellender Rechnungsprüfungsausschuss vornehmen. 
Vor der Prüfung ist das Revisionsamt des Landkreises 
München zu hören.

(2) Ist die Rechnung festgestellt, so veranlasst der Ver-
bandsvorsitzende die überörtliche Rechnungsprüfung. 
Aufgrund ihres Ergebnisses beschließt die Verbandsver-
sammlung endgültig über die Entlassung.

§ 17
Kassenverwaltung

die Kassengeschäfte des Zweckverbandes werden bei der 
Mitgliedsgemeinde Kirchheim b. München geführt.

d. Sonstiges

§ 18
Austritt von Verbandsmitgliedern

(1) der Austritt eines Verbandsmitgliedes aus dem Zweck-
verband bedarf der Zustimmung des Zweckverbandes. 
die Zustimmung bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl sowie der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde.

(2) der Austritt wird mit Ablauf des Tages rechtswirksam, 
der dem Tag des Inkrafttretens der betreffenden Ände-
rungssatzung vorangeht.

(3) das Recht auf Kündigung aus wichtigem Grund (Art. 
44 Abs. 3 KommZG) bleibt unberührt.

§ 19
Auflösung des Zweckverbandes

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes erfolgt durch Be-
schluss der Verbandsversammlung, der einer Mehrheit 
von drei Viertel der satzungsmäßigen Stimmenzahl bedarf. 
Hierfür ist außerdem die Genehmigung der Regierung 
von Oberbayern (Art. 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 KommZG) 
erforderlich.

(2) Im Falle der Auflösung des Zweckverbandes sind die 
Schulgrundstücke an den dann zuständigen Schulträger, 
bei Auflösung der Schulen an die jeweiligen Schulsitzge-
meinden zu übereignen. der dann zuständige Schulträger, 
bei Auflösung der Schule die jeweilige Schulsitzgemeinde, 
hat den Verbandsmitgliedern eine Entschädigung (Zeitwert) 
für die auf den Schulgrundstücken vorhandenen baulichen 
Anlagen nach dem Verhältnis ihrer Beteiligung an den 
Baukosten der jeweiligen Schule zu zahlen. Im Übrigen 
regeln sich Auflösung und Abwicklung nach Art. 46 und 47 
KommZG.

§ 20
Änderung der Verbandssatzung

der Beitritt, der Austritt, der Ausschluss und die außeror-
dentliche Kündigung von Verbandsmitgliedern, sowie die 
Änderung der Verbandsaufgabe bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Sonstige Satzungsänderungen 
sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

§ 21
Bekanntmachungen

(1) diese Satzung und ihre Änderungen werden gemäß  
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 und Art. 48 Abs. 3 KommZG im 
Amtsblatt der Regierung von Oberbayern amtlich bekannt 
gemacht.

(2) die Verbandsmitglieder sollen in der für die Bekannt-
machung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf die 
Veröffentlichung nach Absatz 1 hinweisen.
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REGIERuNG VON OBERBAYERN

Satzung zur Änderung und Neufassung der Verbands-
satzung des Zweckverbandes Ernst-Mach-Gymnasium 
Haar

Vom 25. Februar 2016

der Zweckverband Ernst-Mach-Gymnasium Haar erlässt 
gemäß Art. 44 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 1994 (GVBl S. 555, ber. 1995 S. 98), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22. dezember 2015 (GVBl 
S. 458) folgende Satzung zur Änderung und Neufassung 
seiner Verbandssatzung:

A. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Name und Sitz

(1) der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband 
Ernst-Mach-Gymnasium Haar“.

(2) der Zweckverband hat seinen Sitz in Haar.

(3) der Zweckverband untersteht gemäß Art. 52 Abs. 1  
Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit der Aufsicht der Regierung von Oberbayern.

§ 2 
Aufgabe und wirkungsbereich

(1) der Zweckverband hat die Aufgabe, für das Ernst-Mach-
Gymnasium Haar den Aufwand für das Hauspersonal und 
den Sachaufwand nach dem jeweils geltenden Schulfinan-
zierungsgesetz zu tragen.
die Schule soll Schüler beiderlei Geschlechts, insbesonde-
re aus der Gemeinde Haar und dem Landkreis München 
aufnehmen.

(2) der räumliche wirkungsbereich des Zweckverbandes 
ergibt sich aus der Erledigung seiner Aufgabe nach Ab-
satz 1.

§ 3 
Gemeinnützigkeit

(1) der Zweckverband verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar nur den in § 2 dieser Satzung festgelegten gemein-
nützigen Zweck. der Zweckverband ist selbstlos tätig und 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Mittel des Zweckverbandes dürfen nur für die sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden. die Verbands-
mitglieder erhalten keine Gewinnanteile oder sonstigen 
Zuwendungen aus Mitteln des Zweckverbandes.

(3) die Verbandsmitglieder erhalten beim Ausscheiden aus 
dem Zweckverband oder bei der Auflösung des Zweckver-
bandes nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und 
den gemeinen wert  ihrer geleisteten Sacheinlagen.

(4) der Zweckverband darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck des Zweckverbandes fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.

(5) Bei Auflösung des Zweckverbandes ist das Vermögen 
für steuerlich begünstigte Zwecke zu verwenden. Ein künf-
tiger Beschluss des Zweckverbandes über die Verwendung 
des Vermögens darf erst nach Einwilligung des Finanzam-
tes ausgeführt werden.

§ 4 
Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder sind 

a) die Gemeinde Haar  
 und
b) der Landkreis München.

(2) weitere Gebietskörperschaften können dem Zweck-
verband beitreten.

(3) die Veröffentlichung sonstiger Bekanntmachungen wird 
durch die Geschäftsordnung  geregelt.

§ 22
Anwendbarkeit des KommZG

Soweit diese Satzung keine abweichenden Bestimmungen 
enthält, sind die Vorschriften des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit in der jeweils gültigen Fassung 
anzuwenden.

§ 23
Inkrafttreten

diese Satzung tritt mit wirkung vom 1. Januar 2016 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 9. Juli 2003 (OBABl 
S. 121) außer Kraft.

Kirchheim b. München, 26. Februar 2016
Zweckverband Staatliches weiterführende Schule im Osten 
des Landkreises München

Maximilian Böltl
Verbandsvorsitzender

die vorstehende Satzung wurde der Regierung von Ober-
bayern mit Schreiben des Zweckverbandes vom 2. März 
2016 gemäß Art. 48 Abs. 2 KommZG angezeigt. Sie wird 
hiermit gemäß Art. 48 Abs. 3 Satz 1 KommZG amtlich 
bekannt gemacht.
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§ 4a 
dienstkräfte des Zweckverbandes

(1) der Zweckverband hat das Recht, dienstherr von  
Beamten zu sein.

(2) die Verbandsversammlung ist zuständig,

a) die Beamten des Zweckverbandes ab Besoldungsgrup-
pe A 9 zu ernennen, zu anderen dienstherren abzuordnen 
oder zu versetzen, in den Ruhestand zu versetzen und zu 
entlassen;

b) für die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der 
Beschäftigten des Zweckverbandes ab Entgeltgruppe 9.

(3) die personalrechtlichen Befugnisse für die übrigen Be-
amten und Beschäftigten (Art. 38 Abs. 2 Satz 1 KommZG) 
werden vom Verbandsvorsitzenden wahrgenommen.

(4) der Verbandsvorsitzende führt die dienstaufsicht über 
die dienstkräfte des Zweckverbandes. Er ist dienstvorge-
setzter der Beamten.

B. Verfassung und Verwaltung

§ 5 
Verbandsorgane

Organe des Zweckverbandes sind

a) die Verbandsversammlung
b) der Verbandsvorsitzende
c) der Verbandsausschuss

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung, 
Rechtsstellung der Verbandsräte

(1) In die Verbandsversammlung entsenden die Gemeinde 
Haar sechs Verbandsräte und der Landkreis München vier 
Verbandsräte.

(2) die Verbandsräte der Gemeinde Haar und des Land- 
kreises München haben je eine Stimme in der Verbandsver-
sammlung. die Stimmen der Verbandsräte des Landkreises 
München können nur einheitlich abgegeben werden. Zu 
diesem Zweck haben sich die Verbandsräte des Land-
kreises München vor der Abstimmung über die Art der 
Stimmabgabe zu einigen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet die 
Mehrheit der anwesenden Verbandsräte des Landkreises 
München. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Landrat, 
falls er Verbandsrat ist; ist der Landrat nicht Verbandsrat, so 
entscheidet ein vom Landkreis München zu bestimmender 
Verbandsrat.

(3) der Verbandsvorsitzende, der oder die Stellvertreter 
und die übrigen Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Ihre 
Entschädigung richtet sich nach Art. 30 Abs. 2 KommZG.

(4) Für die Amtszeit der Verbandsräte gilt die Regelung 
des Art. 31 Abs. 4 KommZG.

§ 7 
Einberufung der Verbandsversammlung

(1) die Verbandsversammlung wird vom Verbandsvorsit-
zenden unter Angabe der Tagesordnung, des Ortes und 
der Zeit der Sitzung schriftlich oder elektronisch einberufen. 
die Ladung muss so rechtzeitig erfolgen, dass zwischen 
ihrem Zugang und dem Tag der Sitzung ein Zeitraum von 
mindestens einer woche liegt. In dringenden Fällen kann 
der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf 24 Stunden ab-
kürzen; die Abkürzung der Frist auf weniger als drei Tage 
ist auf Fälle unabweisbarer Notwendigkeit zu beschränken.

(2) die Verbandsversammlung muss mindestens einmal 
jährlich einberufen werden. Sie muss ferner einberufen 
werden, wenn es die Verbandsräte eines Mitglieds unter 
Angabe der Beratungsgegenstände beantragen. Ebenso 
können diese Verbandsräte beantragen, dass bestimmte 
Beratungsgegenstände in die Einladung nach Absatz 1 
aufgenommen werden.

(3) die Aufsichtsbehörde ist vom Verbandsvorsitzenden 
rechtzeitig unter Beifügung der Tagesordnung zu benach-
richtigen. Ihre Vertreter haben das Recht, an der Verbands-
versammlung teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das wort 
zu erteilen.

(4) der für Schulangelegenheiten zuständige Referent des 
Landratsamtes München und der Schulleiter werden zu 
den Sitzungen eingeladen und angehört, sofern die Ver-
bandsversammlung nicht für den Einzelfall etwas anderes 
beschließt.

(5) die Sitzungen der Verbandsversammlung werden vom 
Verbandsvorsitzenden oder ‒ im Falle seiner Verhinderung 
‒ vom stellvertretenden Verbandsvorsitzenden geleitet. Er 
bestimmt zur Aufnahme der Niederschrift einen Protokoll-
führer, der nicht Mitglied der Verbandsversammlung sein 
muss.

§ 8 
Aufgaben der Verbandsversammlung

(1) die Verbandsversammlung hat über die Angelegen-
heiten des Zweckverbandes zu beschließen, soweit nicht 
der Verbandsvorsitzende oder der Verbandsausschuss 
zuständig ist. Folgende Angelegenheiten können nicht  auf 
den Verbandsvorsitzenden, den Verbandsausschuss oder 
den Geschäftsleiter übertragen werden:

a) die Entscheidung über die Errichtung und wesentliche 
Erweiterung der den Verbandsaufgaben dienenden Ein-
richtung, Erweiterung oder wesentliche Veränderung der 
Schulanlage, 
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b) die Beschlussfassung über die Änderung der Verbands-
satzung und die Auflösung das Zweckverbandes sowie die 
Bestellung von Abwicklern,

c) die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung 
oder die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen, 

d) die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, über 
die Nachtragshaushaltssatzungen, über Einwendungen 
gegen die Haushaltssatzung und die Nachtragshaushalts-
satzungen sowie die Beschlussfassung über die Aufnahme 
von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen Haus-
haltsführung,

e) die Beschlussfassung über den Finanzplan, 

f) die wahl des oder der stellvertretenden Verbandsvor-
sitzenden aus der Mitte der Verbandsversammlung, die 
Bestellung der Mitglieder des Verbandsausschusses und 
die Festsetzung von Entschädigungen,

g) die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Aus-
schüsse,

h) der Beschluss über den Austritt von Verbandsmitglie-
dern und die Aufnahme neuer Mitglieder,

i) der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Ge-
schäftsordnung für die Verbandsversammlung,

j) die Feststellung der Jahresrechnung oder des Jahres-
abschlusses und der Entlastung,

k) der Abschluss von Kreditverträgen und ähnlichen 
Rechtsgeschäften,

l) die Vergabe von Bauaufträgen und Leistungen mit 
einem wert von mehr als 250.000 €,

m) die Bestellung und Abberufung eines Geschäftsleiters.

(2) Beschlüsse nach Abs. 1 Buchst. a) bis e), h), l) bedür-
fen einer Mehrheit von zwei dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl.

§ 8a 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

der Verbandsausschuss ist zuständig für

a) die Vergabe von Bauaufträgen und Leistungen mit 
einem wert zwischen 60.000 € und 250.000 € (inkl. ge-
setzlicher Mehrwertsteuer),

b) den Beschluss über eine wiederkehrende, außerschu-
lische Nutzung der Schulanlagen,
soweit hierüber nicht die Verbandsversammlung beschließt.

§ 9 
Beschlüsse und wahlen der Verbandsversammlung

(1) die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind 
und die erschienenen stimmberechtigten Verbandsräte 
die Mehrheit der Stimmen haben. wird wegen Beschluss-
unfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der 
Mehrheit der Verbandsräte beruht, eine neue Verbands-
versammlung über denselben Gegenstand innerhalb von 
vier wochen einberufen, so ist die Verbandsversammlung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen be-
schlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen.

(2) Beschlüsse der Verbandsversammlung werden in offe-
ner Abstimmung mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Stimmen gefasst, soweit in dieser Satzung oder durch Ge-
setz nichts anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(3) Für wahlen gilt Art. 33 Abs. 3 KommZG.

(4) Über die Verhandlungen der Verbandsversammlung 
ist eine Ergebnisniederschrift aufzunehmen und vom Ver-
bandsvorsitzenden und Protokollführer zu unterzeichnen. 
Abschriften der Niederschrift aus öffentlichen Sitzungen 
sind den Verbandsmitgliedern, den Verbandsräten und der 
Aufsichtsbehörde zu übersenden.

§ 10 
Verbandsvorsitzender

(1) Verbandsvorsitzender ist der jeweilige Erste Bürger-
meister der Gemeinde Haar. Sein oder seine Stellvertreter 
werden aus der Mitte der Verbandsversammlung gewählt.

(2) der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversamm-
lung  zu den Sitzungen ein und bereitet ihre Beschlüsse 
vor. Er vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung.

(3) der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständig-
keit die Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung 
dem Ersten Bürgermeister zukommen. Er vertritt den 
Zweckverband nach außen.

(4) durch den Beschluss der Verbandsversammlung 
können dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des § 8 
Abs. 1 Satz 2 dieser Satzung weitere Angelegenheiten zur 
selbstständigen Erledigung übertragen werden.

(5) der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Be-
fugnisse seinem Stellvertreter und laufende Verwaltungs-
angelegenheiten einem von ihm mit Zustimmung der 
Verbandsversammlung zu ernennenden Geschäftsleiter 
oder anderen dienstkräften des Zweckverbandes oder mit 
Zustimmung eines Verbandsmitglieds dessen dienstkräften 
übertragen.
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§ 10a 
Verbandsausschuss

(1) der Verbandsausschuss besteht aus drei Mitgliedern. 
die Verbandsversammlung entsendet zwei Vertreter der 
Gemeinde Haar und einen Vertreter des Landkreises 
München in den Ausschuss. die Ausschussmitglieder und 
deren Stellvertreter müssen der Verbandsversammlung als 
Verbandsrat angehören und werden durch die Verbands-
versammlung ernannt. Über den Ausschussvorsitz be-
stimmt die Verbandsversammlung.

(2) die Bestellung der Ausschussmitglieder gilt für die 
dauer ihrer Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung je-
weils während einer Amtszeit. die Bestellten können nur 
aus wichtigen Gründen von der Verbandsversammlung 
abberufen werden.

(3) Im Ausschuss haben die Vertreter der Gemeinde Haar 
jeweils drei Stimmen, der Vertreter des Landkreises Mün-
chen vier Stimmen.

§ 10b 
Einberufung des Verbandsausschusses

(1) Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsaus-
schusses gelten die Bestimmungen für die Verbandsver-
sammlung entsprechend.

(2) die Ladungsfrist bestimmt sich nach § 7 Abs. 1 der 
Verbandssatzung.

§ 11 
Geschäftsstelle und Geschäftsleiter

(1) der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle. die 
Geschäftsstelle wird vom Verbandsvorsitzenden geleitet, 
solange kein Geschäftsleiter durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung bestellt ist. die Geschäftsstelle unter-
stützt den Verbandsvorsitzenden nach seinen weisungen 
bei den laufenden Verwaltungsgeschäften.

(2) Nach Bestellung eines Geschäftsleiters können diesem 
durch Beschluss der Verbandsversammlung Zuständig-
keiten des Verbandsvorsitzenden zur selbstständigen 
Erledigung übertragen werden. der Geschäftsleiter nimmt 
an den Sitzungen der Verbandsversammlung beratend teil. 

c. wirtschafts- und Haushaltsführung

§ 12 
Anzuwendende Vorschriften

Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
oder dieses Gesetz nichts anderes bestimmen, gelten für 
die wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverban-
des die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft entspre-
chend. der Zweckverband ist Mitglied beim Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverband. 

§ 13 
deckung des einmaligen Aufwandes

(1) die Gemeinde Haar stellt das erschlossene Schulgrund-
stück zur Verfügung.

(2) Zum einmaligen Aufwand einer Schulanlage zählen 
die Kosten für 

- Neu- und Ersatzneubauten,

- Erweiterungs- und umbaumaßnahmen sowie Gene- 
 ralsanierung,

- Aufwendungen für container und Raumanmietungen,

- die Kosten der Erstausstattung und

- das Schulgrundstück.

(3) Soweit die Gesamtkosten für den einmaligen Aufwand 
nicht durch Zuschüsse, Beihilfen und freiwillige Leistungen 
irgendwelcher Art gedeckt werden, sind sie von den Ver-
bandsmitgliedern wie folgt aufzubringen: 

a) der Landkreis München trägt

1. 30 v. H. der zuweisungsfähigen Baukosten nach den 
Richtlinien für die staatlichen Beihilfen zu kommunalen 
Baumaßnahmen; 
das gilt für die erstmalige Errichtung einer Schule, für Er-
weiterungsbauten (bauliche Erweiterung der Nutzfläche 
einer bestehenden Schule), Ersatzneubauten und Gene-
ralsanierungen.

Das Grundstück muss ohne finanzielle Beteiligung des 
Landkreises eingebracht werden.

2. 100 % der tatsächlichen Baukosten für umbaumaß-
nahmen und energetisch begründete Baumaßnahmen 
sowie der erforderlichen Aufwendungen für container und 
Raumanmietungen und der Abbruchkosten;

3. 50 v. H. der Zinsen für Zwischenfinanzierungen, die 
wegen nicht rechtzeitiger Gewährung staatlicher Schulden-
dienstbeihilfen oder staatlicher Zuschüsse vom Zweckver-
band aufgenommen werden müssen.

b) die übrigen Kosten des einmaligen Aufwandes im Sinne 
des Absatzes 2 werden von der Gemeinde Haar getragen.

(4) Vorschüsse auf Leistungen nach Absatz 3 werden 
entsprechend dem Baufortschritt als vorläufige Umlagen 
in der Haushaltssatzung für jedes Jahr festgesetzt. Nach 
Fertigstellung und Abrechnung der Anlagen ist die Höhe 
der Bau-umlagen für jedes Verbandsmitglied festzusetzen.
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(5) die Kostentragung durch den Landkreis München für 
Baumaßnahmen nach Absatz 3 Buchstabe a) Ziffer 2, 
deren Kosten 150.000 € brutto übersteigen, steht unter 
dem Vorbehalt, dass der Landkreis München (Ausschuss 
für Bauen und Schulen) der Maßnahme vorab zustimmt.

§ 14 
deckung des laufenden Bedarfs

(1) der laufende Sachbedarf umfasst den Aufwand

- für die Bewirtschaftung und unterhaltung der Schul-
anlage – auch der Einheiten, die nicht schulaufsichtlich 
genehmigt sind, aber der Schule zur Nutzung überlassen 
werden –,

- die Ersatzbeschaffung und die Ergänzung der Erstaus-
stattung und deren Instandhaltung,

- für das Hauspersonal sowie 

- die übrigen regelmäßigen wiederkehrenden Aufwen-
dungen, die bei staatlichen weiterführenden Schulen nach 
den Bestimmungen des Schulfinanzierungsgesetzes in sei-
ner jeweiligen Fassung vom Schulaufwandsträger erbracht 
werden müssen.

Ferner zählen hierzu der notwendige Verwaltungsaufwand 
und die von den Verbandsmitgliedern beschlossenen Auf-
wendungen außerhalb des Schulfinanzierungsgesetzes 
(sog. freiwillige Leistungen).

(2) die Kosten für die Ergänzung der Erstausstattung 
werden erstmals nach fünf Jahren, nachdem die erste 
Abschlussklasse die Schule verlassen hat, übernommen; 
bei Erweiterungs- und Ersatzneubauten erstmals nach zehn 
Jahren, nachdem der Erweiterungs- bzw. Ersatzneubau in 
Betrieb genommen wurde.

(3) Zum laufenden Sachbedarf im Sinne dieser Satzung 
zählt ferner der notwendige Verwaltungsaufwand (sämt-
licher Personal- und Sachaufwand der Verbandssitzge-
meinde, Honorarkosten für die externe unterstützung im 
Rahmen des Bauunterhalts) des Zweckverbandes, der mit 
einer jährlichen Pauschale abgegolten wird.

(4) die Verwaltungspauschale wird auf 75.000 € im Jahr 
2016 festgesetzt. dieser Betrag wird mit einem Steige-
rungssatz von jeweils 2 v. H. jährlich fortgeschrieben.
das Ergebnis ist kaufmännisch auf die nächsten vollen 
Hundert Euro zu runden.

(5) der durch Einnahmen (beispielsweise Gastschulbei-
träge, Zuschüsse und Spenden dritter) nicht gedeckte 
Bedarf und die jährliche Verwaltungspauschale werden 
vom Landkreis München getragen.

§ 15 
Haushaltssatzung

der Verbandsvorsitzende gibt den Entwurf der Haushalts-
satzung rechtzeitig, jedoch mindestens einen Monat vor 
dem Beschluss über die Haushaltssatzung, den Verbands-
mitgliedern bekannt.

§ 16 
Jahresrechnung und Prüfung

(1) der Verbandsvorsitzende legt die Rechnung der Ver-
bandsversammlung vor, die sie überprüft (örtliche Rech-
nungsprüfung) und dann feststellt. die Prüfung kann auf 
Beschluss der Verbandsversammlung ein aus ihrer Mitte 
zu bestellender Rechnungsprüfungsausschuss vornehmen. 
Vor der Prüfung ist das Revisionsamt des Landkreises 
München zu hören.

(2) Nach Feststellung der Jahresrechnung beschließt die 
Verbandsversammlung gemäß Art. 102 GO in öffentlicher 
Sitzung auch über die Entlastung.
Die Verpflichtung des Verbandsvorsitzenden, die überörtli-
che Rechnungsprüfung nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen zu veranlassen, bleibt hiervon unberührt.

§ 17 
Kassenverwaltung

die zum Kassen- und Rechnungswesen gehörenden Auf-
gaben werden von der Gemeinde Haar geführt.

d. Schlussbestimmungen

§ 18 
Auflösung des Zweckverbandes

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes erfolgt durch Be-
schluss der Verbandsversammlung, der einer Mehrheit von 
2/3 der satzungsmäßigen Stimmenzahl bedarf. Hierfür ist 
außerdem die Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde 
erforderlich (Art. 48 Abs. 1 Nr. 3 KommZG).

(2) Zum Zeitpunkt der Auflösung des Zweckverbandes 
hat die Gemeinde Haar dem Landkreis München eine 
Entschädigung in Höhe des Zeitwertes für die auf dem 
Schulgrundstück vorhandenen baulichen Anlagen nach 
dem Verhältnis seiner Beteiligung an den Baukosten zu 
zahlen. Im Übrigen regelt sich die Auflösung und Abwick-
lung nach Art. 46 bis 48 KommZG.

(3) wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass die 
Verbandsaufgabe (§ 2 Abs. 1) ganz oder teilweise durch 
den Landkreis München oder eine andere kommunale 
Körperschaft mit dienstherrnfähigkeit übernommen wird, 
so sind das verbeamtete Personal sowie die Versorgungs-
empfänger des Zweckverbandes vom Landkreis München 
zu übernehmen.
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§ 19 
Änderung der Verbandssatzung

der Beitritt, der Austritt, der Ausschluss und die außeror-
dentliche Kündigung von Verbandsmitgliedern sowie die 
Änderung der Verbandsaufgabe bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Sonstige Satzungsänderungen 
sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

§ 20 
Bekanntmachungen

(1) diese Satzung und ihre Änderung werden gemäß Art. 
21 Abs. 1 Satz 1 und Art. 48 Abs. 3 KommZG im Amtsblatt 
der Regierung von Oberbayern amtlich bekannt gemacht.

(2) die Verbandsmitglieder sollen in der für die Bekannt-
machung ihrer Satzung vorgesehenen Form auf die Ver-
öffentlichung nach Absatz 1 hinweisen.

(3) die Veröffentlichung sonstiger Bekanntmachungen wird 
durch die Geschäftsordnung geregelt.

§ 21 
Anwendbarkeit des KommZG

Soweit diese Satzung keine abweichenden Bestimmungen 
enthält, sind die Vorschriften des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit in der jeweils gültigen Fassung 
anzuwenden.

§ 22 
Inkrafttreten

diese Satzung tritt mit wirkung vom 1. Januar 2016 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Zweckverbandes 
Ernst-Mach-Gymnasium Haar in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. September 2002 (OBABl S. 154), 
zuletzt geändert durch Satzung vom 26. April 2005 (OBABl 
S. 65), außer Kraft.

Haar, 25. Februar 2016
Zweckverband Ernst-Mach-Gymnasium Haar

Gabriele Müller
Verbandsvorsitzende

die vorstehende Satzung wurde der Regierung von Ober-
bayern gemäß Art. 48 Abs. 2 KommZG mit Schreiben des 
Zweckverbandes vom 29. Februar 2016 angezeigt. Sie 
wird hiermit gemäß Art. 48 Abs. 3 Satz 1 KommZG amtlich 
bekannt gemacht.

ZwEcKVERBANd NATuRScHuTZGROSSPROJEKT 
ALTMÜHLLEITEN

Haushaltssatzung des Zweckverbandes Naturschutz-
großprojekt Altmühlleiten

I.

Aufgrund des § 16 der Verbandssatzung und des Art. 26 
Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern erlässt der Zweckverband Natur-
schutzgroßprojekt Altmühlleiten für das Haushaltsjahr 2016 
folgende Haushaltssatzung:

§ 1

der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf je 136.987 €

und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf je 247.037 €

festgesetzt.

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
haushalt werden nicht aufgenommen.

§ 3

Die Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden auf 150.000 € festgesetzt. 

§ 4

(1) die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im 
Verwaltungshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach 
den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder 
des Zweckverbandes umgelegt werden soll (Betriebs-
kostenumlage), wird auf 26.551 € festgesetzt (umlagesoll). 

(2) die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im 
Vermögenshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach 
den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des 
Zweckverbandes umgelegt werden soll (Investitionsumlage), 
wird auf 27.421 € festgesetzt (umlagesoll).

(3) Für die Bemessung der umlage ist § 17 der Ver-
bandssatzung maßgebend. 
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§ 5

der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
100.000 € festgesetzt. 

§ 6

diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 

II. 

die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen 
ab dem Tag der Bekanntmachung eine woche lang in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes Naturschutzgroß-
projekt Altmühlleiten, Zimmer 102b, Residenzplatz 1 in 
85072 Eichstätt während der allgemeinen Geschäftsstun-
den zur Einsichtnahme auf. 

Eichstätt, 1. März 2016
Zweckverband Naturschutzgroßprojekt Altmühlleiten
        
Anton Knapp
Landrat, Verbandsvorsitzender

Schulwesen

REGIERuNG VON OBERBAYERN

Rechtsverordnung zur Änderung der Ersten Rechts-
verordnung über die Gliederung der Grund- und Mittel-
schulen im Landkreis Freising als Ersatz der Fünfund-
zwanzigsten Rechtsverordnung über die Gliederung 
der Volksschulen im Landkreis Freising

Vom 17. Februar 2016  44-5103-12/15-14

Aufgrund von Art. 26 und Art. 32 Abs. 5 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und unterrichtswesen 
(BayEuG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. 
Mai 2000 (GVBl S. 414, berichtigt S. 632, BayRS 2230-1-
1-uK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. dezember 
2015 (GVBl S. 458), erlässt die Regierung von Oberbayern 
folgende Rechtsverordnung:

§ 1

die Erste Rechtsverordnung der Regierung von Oberbay-
ern über die Gliederung der Grund- und Mittelschulen im 
Landkreis Freising als Ersatz der Fünfundzwanzigsten 
Rechtsverordnung über die Gliederung der Volksschulen 
im Landkreis Freising vom 18. März 2013 (OBABl S. 84), 
wird wie folgt geändert:

1. § 1 Nr. 1.b) erhält folgende Fassung:
-----------------------------------------------------------------------------
Lfd. Nr.    Bezeichnung, Sitz und Sprengel der Schule
------------------------------------------------------------------------------
1.b) Mittelschule Allershausen

der Einzugsbereich der Mittelschule Allershausen ist das 
Gebiet der Gemeinden Allershausen, Hohenkammer, 
Kirchdorf a.d. Amper und Kranzberg.

die Mittelschulen Allershausen, Nandlstadt und Zolling 
bilden einen Schulverbund. 

der gemeinsame Sprengel der Mittelschulen Allershausen, 
Nandlstadt und Zolling umfasst das Gebiet des Marktes Au 
i.d.Hallertau, des Marktes Nandlstadt ohne den Gemeinde-
teil Spitz, der Gemeinden Allershausen, Attenkirchen, Haag 
a.d. Amper, Hörgertshausen, Hohenkammer, Kirchdorf a.d. 
Amper, Kranzberg, Rudelzhausen, wolfersdorf und Zolling, 
die Gemeindeteile Hintermeier und Vordermeier der Ge-
meinde Mauern, den Gemeindeteil Oftlfing der Gemeinde 
Langenbach sowie den Stadtteil Erlau der Stadt Freising.

2. § 1 Nr. 3.b) erhält folgende Fassung:
------------------------------------------------------------------------------
Lfd. Nr.    Bezeichnung, Sitz und Sprengel der Schule
------------------------------------------------------------------------------
3.b) Mittelschule Au i.d. Hallertau

die Mittelschule Au i.d. Hallertau ist aufgelöst.

3. § 1 Nr. 18.b) erhält folgende Fassung:
------------------------------------------------------------------------------
Lfd. Nr.    Bezeichnung, Sitz und Sprengel der Schule
------------------------------------------------------------------------------
18.b) Mittelschule Nandlstadt

der Einzugsbereich der Mittelschule Nandlstadt umfasst 
das Gebiet des Marktes Au i.d. Hallertau, des Marktes 
Nandlstadt ohne den Gemeindeteil Spitz, der Gemeinde 
Hörgertshausen und der Gemeindeteile Hintermeier und 
Vordermeier der Gemeinde Mauern.

die Mittelschulen Allershausen, Nandlstadt und Zolling 
bilden einen Schulverbund. 

der gemeinsame Sprengel der Mittelschulen Allershausen, 
Nandlstadt und Zolling umfasst das Gebiet des Marktes Au 
i.d. Hallertau, des Marktes Nandlstadt ohne den Gemeinde-
teil Spitz, der Gemeinden Allershausen, Attenkirchen, Haag 
a.d. Amper, Hörgertshausen, Hohenkammer, Kirchdorf a.d. 
Amper, Kranzberg, Rudelzhausen, wolfersdorf und Zolling, 
die Gemeindeteile Hintermeier und Vordermeier der Ge-
meinde Mauern, den Gemeindeteil Oftlfing der Gemeinde 
Langenbach sowie den Stadtteil Erlau der Stadt Freising.
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4. § 1 Nr. 22.b) erhält folgende Fassung:
------------------------------------------------------------------------------
Lfd. Nr.    Bezeichnung, Sitz und Sprengel der Schule
-----------------------------------------------------------------------------
22.b) Mittelschule Zolling
               
der Einzugsbereich der Mittelschule Zolling umfasst das 
Gebiet der Gemeinden Attenkirchen, Haag a.d. Amper, 
wolfersdorf und Zolling, dazu den Stadtteil Erlau der Stadt 
Freising, dazu den Gemeindeteil Oftlfing der Gemeinde 
Langenbach.

die Mittelschulen Allershausen, Nandlstadt und Zolling 
bilden einen Schulverbund. 

der gemeinsame Sprengel der Mittelschulen Allershausen, 
Nandlstadt und Zolling umfasst das Gebiet des Marktes Au 
i.d. Hallertau, des Marktes Nandlstadt ohne den Gemeinde-
teil Spitz, der Gemeinden Allershausen, Attenkirchen, Haag 
a.d. Amper, Hörgertshausen, Hohenkammer, Kirchdorf a.d. 
Amper, Kranzberg, Rudelzhausen, wolfersdorf und Zolling, 
die Gemeindeteile Hintermeier und Vordermeier der Ge-
meinde Mauern, den Gemeindeteil Oftlfing der Gemeinde 
Langenbach sowie den Stadtteil Erlau der Stadt Freising.

5. die Erste Rechtsverordnung über die Gliederung der 
Grund- und Mittelschulen im Landkreis Freising als Er-
satz der Fünfundzwanzigsten Rechtsverordnung über die 
Gliederung der Volksschulen im Landkreis Freising erhält 
folgende Bezeichnung:

„Rechtsverordnung über die Gliederung der Grund- und 
Mittelschulen im Landkreis Freising“ 

§ 2

diese Rechtsverordnung tritt mit wirkung vom 1. August 
2015 in Kraft. 

München, 17. Februar  2016
Regierung von Oberbayern

christoph Hillenbrand
Regierungspräsident

Landesentwicklung

REGIERuNG VON OBERBAYERN

Aufstellung des Landesraumordnungsprogramms 
Oberösterreich; 
Einbeziehung der Öffentlichkeit

Bekanntmachung vom 16. März 2016
24.1-8205-1-16

das Land Oberösterreich hat den Entwurf eines neuen Lan-
desraumordnungsprogramms erarbeitet und mit Bekannt-
machung vom 3. Februar 2016 die Anhörung eingeleitet. 
Gemäß Art. 16 Abs. 4 Satz 2 Bayerisches Landesplanungs-
gesetz wird der Entwurf des Landesraumordnungspro-
gramms Oberösterreich in der Zeit vom 18. März bis 18. 
April 2016 bei der Regierung von Oberbayern als höhere 
Landesplanungsbehörde (80538 München, Maximilianstra-
ße 39, Zimmer 5418) während der allgemeinen Besuchs-
zeiten zur Einsichtnahme ausgelegt. der Planentwurf ist im 
genannten Zeitraum auf der Internetseite des Bayerischen 
Staatsministeriums der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat (www.stmflh.bayern.de) unter Themen in der 
Rubrik Landesentwicklung und Heimat abrufbar.

Es besteht für jedermann die Möglichkeit zur schriftlichen 
Äußerung gegenüber dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat (Postan-
schrift: Odeonsplatz 4, 80539 München) bis zum 22. April 
2016. die Äußerung kann auch elektronisch erfolgen 
(E-Mail: poststelle@stmflh.bayern.de).

Rechtsansprüche werden durch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit nicht begründet.

München, 16. März 2016
Regierung von Oberbayern

christoph Hillenbrand
Regierungspräsident
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Umweltfragen

REGIERuNG VON OBERBAYERN

Entwurf des Lärmaktionsplans für die Bundesautobahn 
A 9 im Bereich der Gemeinde Lenting
 
Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 47d Abs. 3 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bekanntmachung vom 18. März 2016
50-8717-EI-1-2015

1. Anlass

Als zuständige Behörde gemäß Art. 8a Abs. 2 Bayerisches 
Immissionsschutzgesetz (BayImSchG) hat die Regierung 
von Oberbayern den Entwurf des Lärmaktionsplans für 
die Gemeinde Lenting – Bundesautobahn A 9 – nach 
§ 47d Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erstellt. Gemäß der Kartierung des Bayeri-
schen Landesamts für umwelt (Lfu) sind im Verlauf der 
Bundesautobahn schutzwürdige Gebiete in Lenting mit 
mehr als 50 Einwohnern von Lärmimmissionen mit einem 
Pegel LNight > 57 dB(A) betroffen. Ziel der Planungen ist eine 
Verbesserung der Lärmsituation. der Lärmaktionsplan ist 
ein verwaltungsinternes Handlungskonzept, das nur die 
beteiligten Behörden bindet und zu möglichst wirksamen 
Maßnahmen zur Verringerung der Lärmbelastung beitragen 
soll. die Regierung von Oberbayern ist lediglich zuständig 
für die Aufstellung des Lärmaktionsplans, nicht aber für die 
durchführung der Maßnahmen selbst. der Lärmaktionsplan 
ersetzt keine bestehenden Rechtsgrundlagen oder Ver-
waltungsverfahren für die Realisierung der Maßnahmen.

Nach § 47d Abs. 3 BImSchG ist die Öffentlichkeit bei der 
Planaufstellung zu beteiligen.

2. Überplantes Gebiet

das Plangebiet umfasst das Gebiet der Gemeinde Lenting 
im Bereich der Bundesautobahn A 9.

3. Übersicht der wesentlichen Maßnahmen

Als Maßnahmen zur Verbesserung der Lärmsituation sind 
im Entwurf des Lärmaktionsplans folgende Maßnahmen 
vorgesehen:

Maßnahme G1:
Einbau eines Lärm mindernden Fahrbahnbelags (dSH-V) 
im Rahmen des Erhaltungsprogramms der A 9

Maßnahme G2:
Prüfung der Anliegen von Bürgern durch die Autobahndi-
rektion Südbayern, ob aufgrund des einwirkenden Auto-
bahnlärms die Voraussetzungen für die (bezuschusste) 
Lärmsanierung gegeben sind

4. Öffentlichkeitsbeteiligung

der Planentwurf wird bei der Regierung von Oberbayern 
sowie bei der Gemeinde Lenting öffentlich für die dauer von 
einem Monat ausgelegt. Interessierte Bürger sind aufge-
fordert im Rahmen dieser Öffentlichkeitsbeteiligung durch 
Anregungen und Vorschläge an dem Plan mitzuwirken.

der Planentwurf wird zum 18. März 2016 der Öffentlichkeit 
bekannt gegeben und kann bis einschließlich 18. April 2016 
bei folgenden Adressen persönlich während der dienstzei-
ten eingesehen werden (eine Mitnahme ist nicht möglich):

•	 bei der Regierung von Oberbayern, Bibliothek, Maxi-
milianstraße 39, 80538 München, jeweils von Montag bis 
Freitag zwischen 08:00 uhr und 12:00 uhr sowie zusätzlich 
dienstag, Mittwoch und donnerstag zwischen 13:00 uhr 
und 16:00 uhr (Zugang ist behindertengerecht) 

und

•	 bei der Gemeinde Lenting, Rathaus, Zimmer 13, Rat-
hausplatz 1, 85101 Lenting, jeweils von Montag bis Freitag 
zwischen 08:00 uhr und 12:00 uhr, Montag bis Mittwoch 
zwischen 13:30 uhr und 15:30 uhr sowie am donnerstag 
zwischen 13:30 uhr und 17:30 uhr (Zugang ist behinder-
tengerecht)
 

des weiteren kann der Planentwurf ab sofort auf den 
Internetseiten

•	 der Regierung von Oberbayern (www.regierung-ober-
bayern.de) in der Rubrik „Aufgaben – umwelt, Gesundheit, 
Verbraucherschutz – Allgemein – Lärmaktionsplanung – 
Lärmaktionsplanung Bundesautobahnen Stufe 2 – Lärm-
aktionsplan Bundesautobahnen Gemeinde Lenting“

oder

•	 der Gemeinde Lenting (www.lenting.de) in der Rubrik 
„Aktuelles – Lärmaktionsplan der Bundesautobahn A 9“ 
eingesehen und heruntergeladen werden.

Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist,  
d. h. bis einschließlich 2. Mai 2016, können schriftlich 
gegenüber der Regierung (Adresse: Regierung von 
Oberbayern, Sachgebiet 50, 80534 München) oder per 
E-Mail (technischer.umweltschutz@reg-ob.bayern.
de) unter dem Stichwort „Lärmaktionsplan Bundes-
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autobahnen Gemeinde Lenting“ Stellungnahmen/
Anregungen eingereicht werden. Die Regierung wird 
diese Vorschläge zusammen mit den betroffenen 
Behörden prüfen und im Rahmen eines sich anschlie-
ßenden Abwägungsprozesses würdigen. Fristgemäß 
eingegangene Stellungnahmen werden angemessen 
berücksichtigt.

München, 18. März 2016
Regierung von Oberbayern

christoph Hillenbrand
Regierungspräsident
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